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WIR
Liebe Genossinnen und Genossen,

seitdem die SPD wieder Verantwortung 
auf Bundesebene trägt, geben wir der gro-
ßen Koalition in Berlin ein soziales Pro-
fil. Wir sind die treibende Kraft hinter den 
Verbesserungen bei der Rente, die schon 
in Kraft getreten sind, und beim gesetzli-
chen Mindestlohn, der zum 1. Januar 2015 
eingeführt wird. Damit haben wir bereits 
zwei besonders bedeutende sozialdemo-
kratische Vorhaben auf den Weg gebracht. 
Weitere Reformziele bleiben für uns zum 
Beispiel: gleicher Lohn für gleiche Arbeit, 
höhere Investitionen in Bildung einschließ-
lich mehr BAföG sowie die finanzielle Ent-
lastung der Kommunen.

Immer mehr Kommunen in Deutschland 
erreichen infolge steigender Sozialausga-
ben die Grenze ihrer Handlungsfähigkeit. 
Aus diesem Grund finanziert der Bund 
jetzt vollständig die Grundsicherung im Alter und bei 
Erwerbsminderung. Außerdem ist vereinbart, dass er 
fünf Milliarden Euro jährlich für die Eingliederungshilfe 
für Behinderte übernimmt. Das dafür notwendige Bun-
desteilhabegesetz wollen wir im Jahr 2016 beschlie-
ßen. Zuvor werden die Städte und Gemeinden bereits 
ab 2015 um eine Milliarde Euro zusätzlich im Jahr ent-
lastet. Vielen von ihnen wird dies helfen.

Wir haben noch wichtige sozialdemokratische Ziele 
für die kommenden Regierungsjahre. Der Widerstand 
der Unionsparteien war bisher an vielen Stellen groß. 
Mit Sicherheit wird dies auch in der Zukunft so sein. 
Einigungen gibt es mit uns nicht um jeden Preis. Bis-
her ist uns dies gelungen und daran halten wir fest. 

Eure Iris, Euer Steffen und Euer Carsten

Die SPD bringt Deutschland voran
Reformen erfolgreich auf den Weg gebracht

SPD-Landesgruppe im Deutschen Bundestag: 
Steffen-Claudio Lemme, Iris Gleicke und Carsten Schneider

 in Berlin



Bereits die Ankündigung eines flächendecken-
den gesetzlichen Mindestlohns hat sich posi-
tiv ausgewirkt, denn plötzlich werden Tarifver-
träge geschlossen. Allein das ist ein großer Er-
folg. Man kann davon ausgehen, dass die Zahl 
der Tarifverträge in diesem Jahr weiter zuneh-
men wird. Im Osten ist die Tarifbindung bisher 
unterirdisch. Darum brauchen sich die Betriebe 
nicht zu wundern, dass sie keine Fachkräfte be-
kommen. Dies gilt vor allem für jene, die bis-
lang billigend in Kauf nehmen, dass ihre Be-
schäftigten aufstocken müssen und der Staat 
ihre Löhne subventioniert. Viel ist aus dem Ru-
der gelaufen. Derzeit verdient etwa ein Fünf-
tel der ostdeutschen Arbeitnehmer weniger 
als 8,50 Euro die Stunde. Viele von ihnen müs-
sen zusätzlich Hartz IV beantragen, um ihren 
Lebensunterhalt zu bestreiten. Das kann und 
darf so nicht weitergehen. Deshalb brauchen 
wir den Mindestlohn als Haltelinie nach unten. 
Steigende Einkommen führen zu höheren Ren-
ten und spülen Geld in die Sozialkassen. Diese Entwick-
lung wird das Lohnniveau in Ostdeutschland weiter 
steigern, dem Arbeitsmarkt neuen Schub verleihen und 
die weitere Abwanderung verhindern. 

Dennoch darf man nicht verkennen, dass der Mindest-
lohn einige Betriebe im Osten (und natürlich auch im 
Westen) vor Probleme stellen wird. Wenn man sich 
aber absolut sicher ist, den Mindestlohn nicht auf An-
hieb zahlen zu können, kann man vorher immer noch 

einen Tarifvertrag abschließen, bei dem der Lohn unter 
8,50 Euro liegt. Dann greift der gesetzliche Mindest-
lohn erst ab 2017. Ein weiteres, immer wieder genann-
tes Argument gegen den Mindestlohn sind steigende 
Preise im Dienstleistungssektor. Natürlich werden die 
zum Teil steigen. Es wäre völlig falsch, das zu leugnen. 
Aber die ganz große Mehrheit ist bereit, eine anstän-
dige Dienstleistung wie einen guten Haarschnitt auch 
anständig zu bezahlen. Denn die Leute wollen sich 
doch nicht gegenseitig ausbeuten.

Mindestlohn – Gut für Ostdeutschland
Beschäftigte profitieren, Lohnniveau und Kaufkraft steigen 

Iris Gleicke
ist seit 1990 Mitglied des Deutschen Bundestages und vertritt die Bürgerinnen und Bürger 
aus Suhl sowie aus den Landkreisen Schmalkalden-Meiningen und Hildburghausen.

Iris ist parlamentarische Staatssekretärin beim Bundesminister für Wirtschaft und Energie 
und Beauftragte der Bundesregierung für die neuen Bundesländer, für Mittelstand und Tou-
rismus. Außerhalb des Bundestages ist Iris u.a. stellv. Landesvorsitzende der Thüringer SPD, 
Beisitzerin im Vorstand des Thüringer Mieterbundes und Beisitzerin im Bundesvorstand des 
Arbeiter-Samariter-Bundes. 

www.iris-gleicke.de
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Die Kaufkraft im Osten wird durch den Mindestlohn steigen.



Ostdeutschland ist bei der Erzeugung von Ökostrom 
führend und damit Vorreiter bei der Umsetzung der 
Energiewende. Dadurch eröffnen sich neue Perspekti-
ven als Industriestandort, etwa bei den dringend be-
nötigten Speichertechnologien, bei der Steuerung von 
Energienetzen oder bei der Energieeffizienz. 

Trotz dieser Perspektiven ist nicht alles eitel Sonnen-
schein. So führen neue Windräder ebenso wie der 
Netzausbau zu Akzeptanzproblemen in der Bevölke-
rung, etwa bei der Trasse über den Rennsteig. Auch 
an der Entwicklung der Stromkosten und an den im 
Osten höheren Netzentgelten gibt es zum Teil mas-
sive und nachvollziehbare Kritik. Die gegenüber West-
deutschland durchschnittlich höheren Stromkosten 
dürfen nicht dazu führen, dass die Ostdeutschen über 
Gebühr belastet werden. Mit dem reformierten Er-
neuerbare-Energien-Gesetz wollen wir den Kostenan-
stieg spürbar bremsen und zugleich die Marktintegra-
tion der regenerativen Energien vorantreiben.

Vor 25 Jahren haben die Ostdeutschen die Mauer nie-
dergerissen. Man kann das nicht oft genug sagen, weil 
im aktuellen Jubiläumsjahr sehr häufig vom „Fall der 
Mauer“ die Rede ist. Das klingt immer ein bisschen 
so, als wäre die Mauer umgefallen, weil nicht genug 
Zement drin gewesen wäre. Aber für die Sicherung 
der Grenzanlagen hat die Staatsführung alle Reser-
ven mobilisiert und an nichts gespart, nicht am Ma-
terial und auch nicht an ideologischer Tünche: Wenn 
etwas solide erschien, war es der „antifaschistische  
Schutzwall“. 

Mutige Menschen haben mit der Offenlegung der 
dreisten Kommunalwahlfälschung vom Mai 1989 und 
mit ihrem friedlichen Protest in den darauffolgenden 

Monaten dafür gesorgt, dass die Mauer und mit ihr 
die innerdeutsche Grenze keinen Bestand vor der Ge-
schichte hatte. Das sollten wir in diesem Jahr ebenso 
feiern wie das, was wir in den vergangenen zweiein-
halb Jahrzehnten erreicht haben – wir können stolz 
darauf sein. 

Es gibt aber nicht nur die strahlenden Sieger, die er-
folgreichen Jungunternehmer, die umjubelten Künst-
ler. Wir sollten über all der Freude nicht vergessen, 
dass viele Ostdeutsche, die nach 1989/90 mit großer 
Zuversicht und Hoffnung gestartet sind, die Zeit da-
nach als eine Serie von Nackenschlägen, von Niederla-
gen und als Demütigung erlebt haben. Sie dürfen wir 
nicht vergessen. Auch das gehört zum Gedenken dazu.

Energiewende: Chance für den Osten
Strompreise stabilisieren und Industrie wettbewerbsfähig halten

Grund zum Feiern im Jubiläumsjahr
Mut der DDR-Bürger zum friedlichen Protest würdigen
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Der Ausbau der Erneuerbaren nimmt wieder Fahrt auf.

Informationen der Thüringer SPD-Bundestagsabgeordneten 	 3



Mit der Erhöhung der Fördermittel für den Städtebau 
von 455 auf 700 Millionen Euro haben wir ein Stück 
sozialdemokratische Erfolgsgeschichte geschrieben. 
In den Städten und Gemeinden besteht erheblicher 
Nachholbedarf für städtebauliche Investitionen, da die 
Vorgängerregierung den Etat an dieser wichtigen Stelle 
drastisch gekürzt hatte. Als SPD haben wir jahrelang 
dafür gekämpft, den tatsächlichen Bedarf abzudecken. 
Die Stärkung der Städtebauförderung setzt nun ein 
deutliches Zeichen für die Kommunen.

Das Programm „Soziale Stadt“ erhält mit 150 Millionen 
Euro die höchste Mittelausstattung, nachdem es zuvor 
auf nur noch 40 Millionen Euro eingestampft worden 
war. Die drastischen Haushaltskürzungen hatten zu 
deutlichen Einbrüchen bei den Projektzahlen geführt 
und dringende Investitionen verhindert. Die „Soziale 
Stadt“, die benachteiligte Stadtquartiere neben bauli-
chen Veränderungen auch durch soziale Maßnahmen 
unterstützt, wird zum Leitprogramm der Städtebauför-
derung. Damit wird auch der sozialen Spaltung in är-
mere und reichere Stadtteile entgegengewirkt. Seit das 
Programm im Jahr 1999 startete, flossen rund 32 Milli-
onen Euro an Bundesgeldern nach Thüringen. Im Jahr 
2013 wurden im Freistaat allerdings keine neuen Pro-
jekte in die Förderung aufgenommen. Dies soll sich 
nun wieder ändern.

Ein großer Erfolg ist außerdem die Aufstockung des 
Programms „Stadtumbau Ost“ um 21 Millionen Euro 
auf 105 Millionen Euro im Jahr. Auch in Thüringen kön-

nen wir damit die Wohn- und Lebensqualität in den 
Städten und Gemeinden sichern und weiter erhöhen. 
Aktuelle Befürchtungen, dass infolge des demografi-
schen Wandels und der weiteren Abwanderung im Os-
ten eine neue Leerstandswelle in noch größerem Aus-
maß als bisher drohen könnte, nehmen wir ernst. Die 
SPD hat die Städtebauförderung ins Leben gerufen und 
wird auch in der Zukunft dafür sorgen, dass die Pro-
gramme an den Bedürfnissen ausgerichtet bleiben.

Gelder für Städtebau erhöht
„Soziale Stadt“ wird zum Leitprogramm ausgebaut

Steffen-Claudio Lemme
ist seit 2009 Mitglied des Deutsche Bundestages und vertritt die Bürgerinnen und  
Bürger aus den Landkreisen Kyffhäuser, Sömmerda und Weimarer Land.

Steffen ist Mitglied im Haushaltsausschuss und stellv. Mitglied im Ausschuss für Umwelt, 
Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit. Außerdem arbeitet er in der AG Strategien gegen 
Rechtsextremismus mit. Außerhalb des Bundestages ist er Versichertenvertreter im Verwal-
tungsrat der AOK PLUS und Vorsitzender von MOBIT e. V. sowie stellv. Landesvorsitzender 
der Arbeitsgemeinschaft für Arbeitnehmerfragen in der SPD Thüringen und Mitglied im Bun-
desvorstand der Volkssolidarität e. V.
www.steffen-lemme.de
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Gespräch mit dem Vorstand des Thüringer Verbands für 
Wohnungs- und Immobilienwirtschaft



Zum 1. Januar 2015 wird der paritätisch finanzierte Bei-
tragssatz für die gesetzliche Krankenversicherung von 
15,5 Prozent auf 14,6 Prozent gesenkt. Ein großer Erfolg 
der SPD dabei ist die Abschaffung der einkommensun-
abhängigen kleinen Kopfpauschale. Auch der bisher von 
den gesetzlich Versicherten zu zahlende Sonderbeitrag 
in Höhe von 0,9 Prozent entfällt. Wenn eine Kasse mit 
dem neuen Beitragssatz finanziell nicht zurechtkommt, 
kann sie einen einkommensabhängigen Zusatzbeitrag 
erheben. Gleichzeitig aber können die Versicherten die 
Kasse wechseln.

Ein „Institut für Qualitätssicherung und Transparenz 
im Gesundheitswesen“ wird künftig verständliche und 
verlässliche Kriterien für den Behandlungserfolg entwi-

ckeln und messen. Dadurch werden Patienten bei Ent-
scheidungen zu ihrer medizinischen Versorgung unter-
stützt. Sie können sich dort behandeln lassen, wo die 
besten Behandlungserfolge für ihr Krankheitsbild er-
zielt werden.

Ebenfalls zugutekommen wird den Patienten, dass zum 
1. Januar 2016 die Förderung für die Unabhängige Pati-
entenberatung Deutschlands (UPD) auf neun Millionen 
Euro aufgestockt wird. Damit lässt sich mehr Personal, 
etwa für die telefonische Beratung, einstellen und das 
Netz an Beratungsstellen ausweiten. Zudem wird der 
Förderzeitraum für die UPD künftig von fünf auf sieben 
Jahre verlängert. Dies schafft mehr Planungssicherheit 
für die Trägerorganisationen.

Mehr Qualität für Patienten 
Gesetzliche Krankenversicherung wird weiterentwickelt

Die NPD-Ergebnisse der jüngsten 
Kommunalwahl in Thüringen haben 
einmal mehr gezeigt, dass rechtsex-
tremes Denken kein Randphänomen 
ist. Bis hinein in die gesellschaftliche 
Mitte sind fremdenfeindliche An-
sichten verbreitet. Der Einsatz ge-
gen Rechtsextremismus und Men-
schenfeindlichkeit muss konsequent 
fortgeführt werden.
 
Unser wichtigstes Ziel bleibt: Wir 
wollen die NPD verbieten lassen. 
Darüber hinaus muss die Politik fi-
nanzielle Mittel zur Verfügung stel-
len, um zivilgesellschaftliches Enga-
gement angemessen zu unterstützen. Ab 2015 wird es 
ein neues Bundesprogramm „Demokratie leben! Ak-
tiv gegen Rechtsextremismus, Gewalt und Menschen-
feindlichkeit“ geben. Die anfängliche Fördersumme be-
trägt 30,5 Millionen Euro. Mit dem neuen Programm 

werden die erfolgreichen lokalen Aktionspläne, mobi-
len Beratungen und Opferberatungen ausgebaut. Alle 
Strukturförderungen und Projekte sind mit einer Lauf-
zeit bis zu fünf Jahren geplant. Nähere Informationen 
zum Programm unter: www.bmfsfj.de

Gemeinsam gegen Rechtsextremismus
SPD sorgt für dauerhafte Förderung der Strukturen
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Heike Taubert und Steffen-Claudio Lemme



Ein zentrales sozialdemokratisches Ziel für die kom-
menden Jahre ist ein entschlosseneres Vorgehen ge-
gen Steuerbetrug und Steueroasen. Denn Steuerbe-
trug ist eine Straftat – in Deutschland, in Europa und 
international. Wer Steuern hinterzieht, verweigert sei-
nen solidarischen Beitrag zur Finanzierung der Kitas, 
der Schulen, der Polizei und Justiz, der öffentlichen 
Straßen, des Personennahverkehrs und von vielem 
mehr. Steuerbetrüger raffen persönlichen Wohlstand 
auf Kosten ihrer Mitbürgerinnen und Mitbürger so-
wie des Staates. Kein Staat darf deshalb Steuerbetrug, 
Steuervermeidung oder die Flucht von Vermögen oder 
Kapitalerträgen ins Ausland dulden oder fördern. Das 
verletzt das Gerechtigkeitsgefühl der Menschen und 
untergräbt die Akzeptanz des Steuersystems.

Steuerhinterziehung und Steuervermeidung haben ein 
Ausmaß erreicht, das die Handlungsfähigkeit der Eu-
ropäischen Union, vor allem aber ihrer Mitgliedsstaa-
ten einschränkt. Öffentliche Leistungen wie Bildung, 
ein funktionierende Infrastruktur oder die soziale Si-
cherung können dauerhaft nur bereitgestellt werden, 
wenn alle Bürgerinnen und Bürger und alle Unterneh-
men ihren finanziellen Beitrag leisten. Deshalb müs-
sen wir Steuerbetrug in Europa bekämpfen, die Täter 
international verfolgen und bestrafen sowie Steueroa-
sen trockenlegen. 

Für die Zukunft ist entscheidend, dass die Steuerbe-
hörden besser zusammenarbeiten. Dazu dient zum 
Beispiel ein automatischer Informationsaustausch 

über Vermögen und Einkünfte von Bürgern inner-
halb der EU. Weiterhin ist es wichtig, grenzüberschrei-
tende Ausweichreaktionen zu verhindern, etwa durch 
eine einheitliche Bemessungsgrundlage für die Körper-
schaftsteuer. Auf dem Weg zu mehr Steuergerechtig-
keit spielt die EU-Bankenunion eine wesentliche Rolle. 
Eine Forderung unsererseits für die rechtliche Ausge-
staltung ist: Die geplante Bankenabgabe darf wie im 
deutschen Recht nicht von der Steuerschuld abzugsfä-
hig sein. 

Eckpunktepapier „Für eine gerechte Steuerpolitik in 
Europa“ auf http://dokumente.carsten-schneider.de

Steuerbetrug in Europa bekämpfen
Zur Finanzierung des Gemeinwesens müssen alle beitragen

Carsten Schneider
ist seit 1998 Mitglied des Deutschen Bundestages und vertritt die Bürgerinnen  
und Bürger aus Erfurt, Weimar und dem Grammetal in Berlin. 

Carsten ist stellv. Vorsitzender der SPD-Bundestagsfraktion für die Bereiche Haushalt, Fi-
nanzen und Euro. Außerdem ist er Vorsitzender des Gremiums zur Kontrolle der Haushalte 
der Geheimdienste und Mitglied im Vermittlungsausschuss.  Außerhalb des Bundestages ist 
Carsten u. a. Vorsitzender der Vereine „Erfurt rennt e. V.“ und „Weimarer Republik e. V.“.

www.carsten-schneider.de
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Carsten Schneider während einer Plenardebatte



Thüringen ist reich an Kulturdenkmä-
lern von nationaler und internatio-
naler Bedeutung. Dieses Erbe zu be-
wahren, bleibt eine wichtige Aufgabe 
in den kommenden Jahren. Die finan-
ziellen Voraussetzungen dafür wur-
den im Kulturetat des Bundes gelegt.
 
Für die Klassik Stiftung Weimar er-
höht der Bund seine Förderung um 
eine halbe Million Euro für 2014. Da-
mit die Finanzierung langfristig ge-
sichert bleibt, müssen alle Beteilig-
ten weiterhin an einem Strang zie-
hen. Mit Blick auf das Reformations-
jubiläum im Jahr 2017 werden bun-
desweit zusätzliche Projekte in Höhe von 6,9 Millionen 
Euro gefördert. Dadurch kann Martin Luthers Wirken 
im Freistaat, etwa auf der Wartburg, noch bekannter 
im In- und Ausland gemacht werden. Darüber hinaus 
wird das Sonderprogramm für Investitionen in natio-

nale Kultureinrichtungen in Ostdeutschland wieder 
aufgelegt, für das erneut vier Millionen Euro bereit-
gestellt werden. Dadurch bieten sich Chancen für Re-
staurierungen und Instandsetzungen an den zahlrei-
chen Kulturstätten im Land.

Thüringens Kulturreichtum bewahren 
Fördermittel des Bundes bieten große Chancen

Im Frühjahr haben sich die Euro-Staaten grundsätzlich 
über den neuen Abwicklungsfonds für Banken geei-
nigt. Zuvor war der ursprüngliche Vorschlag der Finanz-
minister erheblich verbessert worden. So wurde die 
Rolle der Europäischen Aufsichts- und Abwicklungsins-
titutionen gestärkt. Außerdem wurde erreicht, dass der 
Abwicklungsfonds schneller aufgebaut wird und Eigen-
tümer sowie die Gläubiger der Banken strikter haften. 

Die Bankenunion ist die weitreichendste Übertragung 
von Hoheitsrechten auf die europäische Ebene seit der 
Einführung des Euro. Mit der vertraglichen Einigung 
sind wir ein gutes Stück weiter. Doch eine wichtige 
Frage bleibt offen: Wie wird die Bankenabgabe konkret 
ausgestaltet? Dazu fehlt bisher noch jede Regelung. 

Sobald die Europäische Kommission ihren Vorschlag 
präsentiert, werden wir ihre Vorstellungen im Lichte 
unserer Forderungen beurteilen. Für uns steht fest: 
Die Bankenabgabe muss risikogewichtet sein. Je risi-
koreicher eine Bank agiert, desto höher muss ihre Ab-
gabe beziehungsweise Rücklage für den Krisenfall 
sein. Wichtig ist, dass die Abgabe in allen Euro-Mit-
gliedsländern einheitlich erhoben wird und die Ban-
ken auch tatsächlich in den gemeinsamen Fonds ein-
zahlen. Nur dann wird das Instrument wirken. Da-
her wird es mit der SPD eine Ratifizierung des Vertra-
ges über den Bankenabwicklungsfonds im Deutschen 
Bundestag erst geben, wenn die Regelungen zur Ban-
kenabgabe klar sind und unseren Anforderungen ent-
sprechen.

Bankenunion braucht klare Regelungen
Abgabe muss risikogewichtet sein und einheitlich erhoben werden
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Carsten Schneider vor dem Stadtschloss in Weimar
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IrIs GleIcke 
Wahlkreis: 
Suhl – Schmalkalden-Meiningen – Hildburghausen
Betreuungswahlkreise: 
Eisenach – Wartburgkreis – Unstrut-Hainich-Kreis II,
Gotha – Ilmkreis und Kreis Sonneberg 

Büro Suhl (heidrun Sachse):
Würzburger Straße 3, 98529 Suhl 
Telefon:  (03681) 30 38 59   
Telefax:  (03681) 30 37 24 
E-Mail: iris.gleicke.wk@bundestag.de

Büro Schmalkalden (Dieter Schmidtke):
Weidebrunner Gasse 8, 98574 Schmalkalden
Telefon:  (03683) 46 78 30
Telefax:  (03683) 46 78 29
E-Mail: iris.gleicke.wk02@bundestag.de

steffen-claudIo lemme
Wahlkreis: 
Kyff häuserkreis – Sömmerda – Weimarer Land I
Betreuungswahlkreise: 
Eichsfeld – Nordhausen – Unstrut-Hainich-Kreis I, Kreis 
Saalfeld-Rudolstadt und Saale-Orla-Kreis

Büro Sömmerda (heike hopfe-Arnold):
Weißenseer Straße 27, 99610 Sömmerda 
Telefon:  (03634) 31 71 61   
Telefax:  (03634) 31 71 63   
E-Mail: steff en-claudio.lemme.wk@bundestag.de

Büro Sondershausen (Anne bressem):
Hauptstraße 7, 99706 Sondershausen
Telefon:  (03632) 54 28 99
Telefax:  (03632) 54 28 39
E-Mail: steff en-claudio.lemme.wk02@bundestag.de

Büro Apolda (Daniel gross):
Goerdeler Straße 14, 99510 Apolda
Telefon:  (03644) 51 44 35
Telefax:  (03644) 51 44 37
E-Mail: steff en-claudio.lemme.wk03@bundestag.de

carsten schneIder
Wahlkreis: 
Erfurt – Weimar – Weimarer Land II
Betreuungswahlkreise: 
gera – Jena – Saale-holzland-Kreis und greiz – 
Altenburger Land

Büro Erfurt (brita Schweitzberger, Frank Schönemann):
Andreasstraße 25 a, 99084 Erfurt 
Telefon:  (0361) 2 66 68 15   
Telefax:  (0361) 5 66 07 95
E-Mail: carsten.schneider.wk@bundestag.de

Büro Weimar (Sven Steinbrück, Peer bosse):
Goetheplatz 9 b, 99423 Weimar
Telefon:  (03643) 7 73 70 00
Telefax:  (03643) 7 73 70 01
E-Mail: carsten.schneider.wk02@bundestag.de

Wahlkreisbüros in thüringen

Carsten Schneider

Steff en-Claudio Lemme

Iris Gleicke

Carsten Schneider

Carsten 
Schneider

Steff en-Claudio Lemme

Steff en-Claudio Lemme

Iris Gleicke
Iris Gleicke

Iris Gleicke

Carsten Schneider

Iris Gleicke

Carsten Schneider

unsere Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in den Wahl-
kreisbüros sind Eure Ansprechpartner. Bei Terminan-
fragen, bei Einladungen in Eure Ortsvereine und Kreis-
vorstände, zu Diskussionsrunden oder zu Feierlichkei-
ten und bei vielem mehr könnt Ihr Euch immer an sie 

wenden. Für Eure politische Arbeit vor Ort erhaltet Ihr 
von ihnen auch Informationen aus der SPD-bundes-
tagsfraktion. Außerdem seid Ihr herzlich eingeladen, 
uns in Berlin zu besuchen. Über unsere Büros könnt Ihr 
Euch gern für eine Besucherfahrt anmelden.


